
Stand: 10.11.2023 

Ver&nbarung zur Überwachung und 
Kostentragung der WirtschaftHchkeitsprüfung 

gerrnäß § 106 SGB V (WPOKV) 

zwischen der 

Kassenärztlichen Vereinigung Sachsen 
(nachstehend KV Sachsen genannt) 

und 

der AOK Plus - Die Gesundheitskasse 
für Sachsen und Thüringen. 
vertreten durch den Vorstand 

hier vertreten durch Herrn Marius Milde 

dem BKK Landesverband Mitte, 
Eintrachtweg 19 
30173 Hannover 

der IKK classic 

der KNAPPSCHAFT 
Regionaldirektion Chemnitz 

und zwischen den nachfolgend benannten 

Ersatzkassen 
Techniker Krankenkasse (TK) 

BARMER 
DAK-Gesundheit 

Kaufmännische Krankenkasse — KKH 
Handelskrankenkasse (hkk) 

HEK - Hanseatische Krankenkasse 

gemeinsamer Bevollmächtigter mit Abschlussbefugnis: 
Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek), 

vertreten durch die Leiterin der vdek-Landesvertretung Sachsen 

der 
Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau (SVLFG) als Land- 

wirtschaftliche Krankenkasse, 
Hoppegarten 

(nachstehend LVSK genannt) 



Vereinbarung zur Überwachung und Kostentragung der Wirtschaftlichkeitsprüfung gemäß § 106 SGB V 
zwischen der KV Sachsen und den Landesverbänden der Krankenkassen und dem Verband der Ersatzkassen in Sachsen 
ab dem 1.1.2024 	 Stand:10.11.2023 

Präambel 

Die Prüfungsstelle und der Beschwerdeausschuss nehmen ihre Aufgaben jeweils eigen-
verantwortlich wahr; die Prüfungsstelle unterstützt den Beschwerdeausschuss ausschließlich 
organisatorisch bei der Aufgabenwahrnehmung. 

Diese Vereinbarung regelt Grundsätze von Haushaltsplanung und Kostenteilung der Prüfungs-
stelle und des Beschwerdeausschusses. 

§1 
Aufgaben der Vertragspartner 

Die Vertragspartner bilden zur Erfüllung ihrer Aufgaben ein Entscheidungsgremium. Dieses Gre-
mium soll den Leiter der Prüfungsstelle bzw. den Vorsitzenden des Beschwerdeausschusses bei 
grundsätzlichen Fragestellungen im Zusammenhang mit der Wirtschaftlichkeitsprüfung unterstüt-
zen, den Haushaltsplan für das folgende Kalenderjahr beschließen, den Jahresabschluss prüfen 
und bestätigen sowie Entscheidungen über die personelle und sächliche Ausstattung der Prü-
fungsstelle treffen. 

§2 
Kostentragung 

(1) Die jährlichen Gesamtkosten der Prüfungsstelle und des Beschwerdeausschusses tragen die 
KV Sachsen und die LVSK für die gemeinsam zu verantwortende Wirtschaftlichkeitsprüfung 
je zur Hälfte. 

Soweit die Verantwortung für die Prüfung der Wirtschaftlichkeit 

- für einbezogene Ärzte und Einrichtungen (z.B. Hochschulambulanzen, Psychiatrische Insti-
tutsambulanzen, Sozialpädiatrische Zentren und medizinische Behandlungszentren) gemäß 
(§§ 117— 119c SGB V), 

- für Leistungserbringer nach § 116b SGB V, 
- für Krankenhäuser im Rahmen des Entlassmanagements nach § 39 Abs. la Satz 5 SGB V 

und bei der Inanspruchnahme nach § 76 Abs. la SGB V sowie 
- für Leistungen außerhalb der vertragsärztlichen Versorgung, insbesondere bei Selektivver-

trägen nach § 73b SGB V und § 140a SGB V, 

ausschließlich den LVSK obliegt und diese von der Prüfungsstelle und dem Beschwerdeaus-
schuss durchgeführt werden, werden die Gesamtkosten bis auf Weiteres zu 50,5 % von den 
LVSK und zu 49,5 % von der KV Sachsen übernommen. Die Kostentragungsanteile werden 
hinsichtlich der ambulanten Versorgungsformen davon mitbeeinflusst, ob die KV Sachsen an 
den jeweils zu berücksichtigenden Verträgen beteiligt ist. Der bestehende Verteilerschlüssel 
wird jährlich auf Basis der tatsächlichen Aufwendungen für im vergangenen Jahr durchge-
führte Prüfungen nach Satz 2 überprüft und gegebenenfalls angepasst. 

(2) Die Krankenkassen übermitteln der Prüfungsstelle die Daten der in den nach § 2 Abs. 1 S. 2 
benannten ambulanten Versorgungsformen, welche hier einer Wirtschaftlichkeitsprüfung un-
terzogen wurden; dabei sind zusätzlich die Zahl der Behandlungsfälle und eine Zuordnung 
der verordneten Leistungen zum Datum der Behandlung zu übermitteln. 
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(3) In die Kosten für die Wirtschaftlichkeitsprüfung eingeschlossen sind auch Kosten aus Rechts-
behelfs- und Rechtsmittelverfahren, Kosten für Sachverständige, Gutachter und Dienstleister, 
die im Auftrag der Prüfungsstelle und des Beschwerdeausschusses Aufgaben übernehmen. 
Kosten der Aufsichtsprüfung nach § 274 SGB V werden ebenfalls von den Vertragspartnern 
anteilig gemäß Abs. 1 getragen. 

(4) Personalkosten gehen in die Kosten der Prüfungsstelle ein, darin enthalten sind Gehaltsauf-
wendungen einschließlich Arbeitgeberanteil, sämtliche tarifvertragliche Zuwendungen und 
Zahlungen sowie Sozialleistungen und Beiträge zur Berufsgenossenschaft. 

(5) Die Kosten der Altersversorgung werden ebenfalls in Höhe der tarifvertraglichen Rückstel-
lungsbildungen oder Zahlungen angesetzt und im Jahr ihrer Entstehung haushaltswirksam 
gebucht. Die Höhe der Aufwendungen wird über ein Gutachten der KV Sachsen nachgewie-
sen. 

(6) Kosten für erforderliche Stellenausschreibungen trägt die Prüfungsstelle. 

§3 
Kosten für Datenbereitstellungen 

Aufwendungen für die Bereitstellung der Daten nach § 6 der „Prüfungsvereinbarung über das 
Verfahren zur Prüfung der Wirtschaftlichkeit durch die Prüfungsstelle und den Beschwerdeaus-
schuss gemäß § 106 SGB V" sind Kosten der Wirtschaftlichkeitsprüfung. Abweichend von § 2 
Absatz 1 trägt jede Vertragsseite diese Kosten selbst. Das betrifft die Verordnungsdaten der 
Krankenkassen und die Behandlungsdaten der KV Sachsen. 

§4 
Investitionen, Abschreibungen 

(1) Die Finanzierung der Investitionen für die Prüfungsstelle erfolgt durch die KV Sachsen. 

(2) Die Refinanzierung wird durch die KV Sachsen und die LVSK über Abschreibungen sowie 
über eine Verzinsung (Absatz 4) zu gleichen Teilen über den Haushalt realisiert. 

(3) Die Inventarobjekte stehen im Eigentum der KV Sachsen. Investitionen können nur im Rah-
men des Haushalts erfolgen und erfahren die gleiche Behandlung. Für die Abschreibung der 
Inventarobjekte gelten die allgemein anerkannten Abschreibungsfristen. 

(4) Die genannte Verzinsung des [Rest]Buchwertes (ohne geringwertige Wirtschaftsgüter) wird 
über eine vereinfachte Ermittlung berechnet. Der Zinssatz ermittelt sich aus dem Euribor für 
Festgeld 6 Monate zuzüglich 1,5 Prozentpunkte. Die Berechnung des Euribor 6 Monate erfolgt 
durch die Bildung des arithmetischen Mittels der am ersten Tag des Monats veröffentlichten 
Zinssätze für den Zeitraum vom 01.01. bis 31.12. des Abrechnungsjahres. Die Basis der Ver-
zinsung bildet der Buchwert des 31.12. des Vorjahres zuzüglich der Investitionen des laufen-
den Jahres. 

(5) Wird ein Inventarobjekt vor vollständiger Refinanzierung nicht mehr für den vertragsgemäß 
vorgesehenen Zweck aus Gründen, die die Vertragspartner nicht zu vertreten haben verwen-
det, besteht die Verpflichtung der LVSK zur Refinanzierung fort. Die Vertragspartner tragen 
den Restwert gemeinsam. 
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(6) Die Entnahme von Inventarobjekten aus dem Bestand der Prüfungsstelle ist der KV Sachsen 
nur mit Zustimmung der LVSK und entsprechender Minderung des Refinanzierungsvolumens 
möglich. 

(7) Wird ein Inventarobjekt vor vollständiger Refinanzierung, egal aus welchem Grund, veräußert, 
ist der erzielte Veräußerungserlös auf die Refinanzierung (Abs. 2) anzurechnen. 

§5 
Kosten für Verwaltungsleistungen 

Kosten für sonstige Verwaltungsleistungen der KV Sachsen und der LVSK tragen die Vertrags-
partner im Rahmen des Haushalts. Für die Aufwendungen der Buchhaltung (inkl. Beschaffung 
und Anlagenbuchhaltung) und Personalabrechnung, die Erstellung und den Versand von Statis-
tiken und die Prüfung der Buchführung und Rechnungslegung nach § 7 Abs. 2 wird jeweils ein 
pauschaler Aufwandsersatz entsprechend Anlage 2 vereinbart. Die Pauschalbeträge sind spä-
testen nach fünf Jahren zu überprüfen und ggf. anzupassen. 

§6 
Personal der Prüfungsstelle 

(1) Die Personalstärke und Personalstruktur der Prüfungsstelle bestimmt sich nach dem durch 
die Vertragspartner jährlich zu bestätigenden Haushaltsplan der Prüfungsstelle. 

(2) Die Obergrenze für die Eingruppierung der Mitarbeiter bildet der Vergütungsrahmen gemäß 
Anlage 1 zu dieser Vereinbarung. 

(3) Es gilt der Tarifvertrag der KV Sachsen in der jeweils gültigen Fassung einschließlich der 
gültigen Gehaltstabelle. 

(4) Der Prüfungsstellenleiter erstellt für die Prüfungsstelle ein Organigramm und einen Geschäfts-
verteilungsplan und gibt diese den Vertragspartnern zur Kenntnis. 

§7 
Haushaltsplanung, Rechnungslegung, Umlage 

(1) Die Bereitstellung finanzieller Mittel für die umlagefinanzierten Kosten erfolgt auf der Grund-
lage des durch die Vertragspartner gemeinsam bestätigten und verabschiedeten Haushalt-
planes, der durch den Leiter der Prüfungsstelle in Abstimmung mit dem Vorsitzenden des 
Beschwerdeausschusses jährlich bis zum 31. August im Entwurf für das folgende Geschäfts-
jahr erarbeitet wird. 

(2) Nach Ablauf eines Geschäftsjahres erstellt der Leiter der Prüfungsstelle nach Abschluss der 
Rechnungsbücher auf der Grundlage der Rechnungslegung die Jahresrechnung so rechtzeitig, 
dass nach Übergabe an die Beauftragten der Vertragspartner (Interne Revision) die Prüfung 
der Buchführung und Rechnungslegung bis zum 30. Juni des auf das Geschäftsjahr folgenden 
Jahres abgeschlossen werden kann. Gleiches gilt für die Erstellung des Rechenschaftsberich-
tes der Prüfungsstelle und dessen Übergabe zur Prüfung. 
Die Vertragspartner erteilen auf der Basis der Prüfberichte bis zum 31. Juli die Entlastung für 
das abgelaufene Geschäftsjahr. 

(3) Das Geschäftsjahr der Prüfungsstelle ist das Kalenderjahr. 
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(4) In diesem Haushaltsplan ist der Finanzbedarf quartalsweise aufzuteilen. Die Abschlagszah-
lungen durch die Vertragspartner in Höhe der in der Haushaltsplanung beschlossenen Quar-
talssumme erfolgen zu Beginn des Quartals (spätestens 5. Werktag) unter Anwendung des 
in § 2 Absatz 1 Satz 2 festgelegten Verteilerschlüssels nach Anforderung durch die KV Sach-
sen. Die Zahlung erfolgt auf das unter Absatz 7 benannte Geschäftskonto der Prüfungsstelle. 

(5) Die LVSK zahlen die Abschläge entsprechend der Statistik KM 6 (Stand 1. Juli des Vorjahres). 
Es gilt Absatz 7. 

(6) Die Spitzabrechnung für das abgelaufene Geschäftsjahr erfolgt durch die Prüfungsstelle un-
verzüglich nach Vorlage des durch die Vertragspartner bestätigten Rechenschaftsberichts ge-
genüber den LVSK und der KV Sachsen unter Verwendung des in § 2 Abs. 1 Satz 2 festge-
legten Verteilerschlüssels. Diese erfolgt unter Berücksichtigung der geleisteten Abschlags-
zahlungen und gegenüber den LVSK entsprechend der Statistik KM 6 (Stand 1. Juli des ab-
gelaufenen Geschäftsjahres). Für den Fall einer unterjährigen kassenartenübergreifenden Fu-
sion von Krankenkassen im abgelaufenen Geschäftsjahr gilt Absatz 7. 

(7) Bei kassenartenübergreifenden Fusionen werden bei der Ermittlung der Vorauszahlungen 
(Stand 01.07. des Vorjahres) und bei der Endabrechnung (Stand 01.07. des Abrechnungsjah-
res) die Mitglieder der fusionierenden Kasse der aufnehmenden Kasse/Kassenart hinzuge-
rechnet bzw. bei der abgebenden Kasse/Kassenart in Abzug gebracht, unter der Vorausset-
zung, dass sich die betroffenen Vertragspartner der Fusion über die Anzahl der zu berück-
sichtigenden Mitglieder einvernehmlich verständigt haben. 

Dabei werden Fusionen zu Beginn eines Quartals (01.01., 01.04., 01.07., 01.10.) bei der Ab-
schlagszahlung im laufenden Quartal berücksichtigt. 

Fusionen innerhalb eines Quartals werden bei der Abschlagszahlung für das auf die Fusion 
folgende Quartal berücksichtigt. Eine rückwirkende Berücksichtigung der Mitgliederänderun-
gen für das Quartal, in welchem die Fusion stattfand, ist dabei ausgeschlossen. 

Beispiel: 
Fusion zum 01.01. Berücksichtigung der Fusion im Abschlag für das erste Quartal. 
Fusion zum 01.03. Berücksichtigung der Fusion im Abschlag für das zweite Quartal. 

Voraussetzung für die Berücksichtigung der infolge kassenartenübergreifender Fusionen er-
folgten Mitgliederänderungen ist die unverzügliche Information durch die betreffenden Ver-
tragspartner/Fusionspartner oder deren Verbände an die KV Sachsen. 

Sollten die erforderlichen Informationen von einem betroffenen Vertragspartner/Fusions-
partner oder deren Verbänden nicht innerhalb der bei Rechnungslegung benannten Frist bei 
der Prüfungsstelle Sachsen eingehen, werden die Mitgliederänderungen für beide betroffenen 
Vertragspartner erst im Folgequartal berücksichtigt. 

(8) Das Geschäftskonto für die Kostentragung der Prüfungsstelle im Sinne dieser Vereinbarung wird 
bei der KV Sachsen geführt. Die Bankverbindung für dieses Geschäftskonto lautet: 

Deutsche Apotheker- und Ärztebank eG Dresden 
IBAN DE37 3006 0601 0003 1272 57 
BIC DAAEDEDDXXX. 
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§8 
Kosten im Vor- und Klageverfahren, Entschädigung der Organmitglieder 

(1) Die am Sozialgerichtsverfahren beteiligten Vertragspartner, für die die Prüfungsvereinbarung 
gilt, machen keine Kosten geltend, die ihnen aus Entscheidungen nach § 193 Absatz 1 SGG 
entstehen. Ein solcher Verzicht gilt auch für die Kostenerstattung nach § 63 SGB X für das 
Widerspruchsverfahren. 

(2) Die Mitglieder des Beschwerdeausschusses haben Anspruch auf Entschädigung nach den 
Grundsätzen, die für die Mitglieder der Organe der bestellenden Vertragspartner gelten. Die 
Kosten für ihre Mitglieder in dem Beschwerdeausschuss tragen die entsendenden Vertrags-
partner selbst. 

§9 
Salvatorische Klausel 

Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung ganz oder teilweise nichtig/rechtswidrig sein 
oder werden, so wird hierdurch die Rechtswirksamkeit der übrigen Bestimmungen dieser Verein-
barung nicht berührt. Tritt ein solcher Fall ein, verständigen sich die Vertragspartner unverzüglich 
über die notwendigen Neuregelungen. Vorgenanntes gilt analog, sofern wesentliche Annahmen, 
die dem Abschluss dieser Vereinbarung zugrunde lagen, nicht oder nicht mehr gegeben sind. 

§10 
Geltungsdauer und Kündigung 

(1) Diese Vereinbarung tritt am 1. Januar 2024 in Kraft. Sie ersetzt die Vereinbarung vom 1. 
Januar 2017. 

(2) Diese Vereinbarung kann von jedem Vertragspartner mit einer Frist von drei Monaten zum 
Ende eines Kalenderjahres, frühestens zum 31. Dezember 2024 gekündigt werden. 

(3) Bei Kündigung besteht die Verpflichtung zur Zahlung der Quartalsabschläge nach dem be-
stätigten Haushaltsplan weiter. 

(4) Kosten einer Auflösung der Prüfungsstelle haben die Vertragspartner gemeinsam zu tragen. 
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Dresden, 	nEL 293  

  

    

Kassenärztliche Vereinigung Sachsen 	AOK-PLUS 	7- 

BKK Landesverband Mitte, 
Landesvertretung Sachsen 

IKK classic 

KNAPPSCHAFT 
Regionaldirektion Chennnitz 

Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek) 
Die Leiterin der vdek-Landesvertretung 
Sachsen 

lt. UA  
SVLF als Landwirtschaftliche Kranken- 
kasse 
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Anlagenverzeichnis: 

Anlage 1 - Vergütungsobergrenzen für Mitarbeiter der Prüfungsstelle 

Anlage 2 - Kosten für Verwaltungsleistungen nach § 5 
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Anlage 1 

Vergütungsobergrenzen für Mitarbeiter der Prüfungsstelle gemäß § 6 Absatz 2: 
(Tarifgruppen der KVS) 

Stellenbezeichnung VG 
Leiter der Prüfungsstelle 12 
Beratungsapotheker 10 
Mitarbeiter IT 10 
stellv. Leiter der Prüfungsstelle 9 
Teamleiter 8 
Sachbearbeiter 6/7 
Sekretärin 5 

Leistungszulagen, Überstundenvergütungen richten sich nach den Regelungen des Tarifvertra-
ges und den durch den bestätigten Haushaltsplan vorgegebenen finanziellen Rahmen. 
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Anlage 2 

Kosten für Verwaltungsleistungen nach § 5 

Betrag 
Interne Revision pauschal 4.310 E/Jahr 
KVS Buchhaltung/Personal pauschal 80E/Mitarbeiter/Monat 
Erstellung, Prüfung 
und Versand von Statistiken 

pauschal 14.850,00 E/Jahr 
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